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176. Bundesverfassungsgesetz: Änderung der Landesgrenze zwischen dem Land Burgenland und
dem Land Steiermark im Bereich des Rittscheinbaches und des Raabflusses

1 7 7 . Bundesgesetz: Schutz der olympischen Embleme und Bezeichnungen
178. Bundesgesetz: Änderung des Mutterschutzgesetzes
1 7 9 . Bundesgesetz: Änderung des Arbeitslosenversicherungsgesetzes 1958 und des Arbeitsmarkt-

förderungsgesetzes

176 . Bundesverfassungsgesetz vom
6. März 1974 über die Änderung der Landes-
grenze zwischen dem Land Burgenland
und dem Land Steiermark im Bereich des

Rittscheinbaches und des Raabflusses

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. (1) Die Landesgrenze zwischen dem Land
Burgenland und dem Land Steiermark verläuft
im Bereich des Rittscheinbaches (burgenländische
Gemeinde Jennersdorf, politischer Bezirk Jenners-
dorf — steiermärkische Gemeinde Loipersdorf bei
Fürstenfeld, politischer Bezirk Fürstenfeld) vom
Grenzpunkt Nr. 5735 am rechten Bachufer gerad-
linig zum Grenzpunkt Nr. 12381, von dort in
der Mitte des Rittscheinbaches geradlinig von
einem Grenzpunkt zum nächsten bis zum Grenz-
punkt Nr. 12426 und sodann von diesem gerad-
linig zum Grenzpunkt Nr. 31871 am linken
Bachufer.

(2) Der Verlauf der Landesgrenze in der im
Abs. 1 genannten Grenzstrecke und die nach
Abs. 1 maßgebenden Grenzpunkte sind im Plan
im Maßstab 1 :4000 (Anlage 1) dargestellt. Die
Koordinaten der Grenzpunkte sind im Gauß-
Krüger-System (Meridian 34° östlich Ferro)
berechnet und im Koordinatenverzeichnis (An-
lage 2) ausgewiesen.

§ 2. (1) Die Landesgrenze zwischen dem Land
Burgenland und dem Land Steiermark verläuft
im Bereich des Raabflusses (burgenländische
Gemeinden Sankt Martin an der Raab und
Jennersdorf, politischer Bezirk Jennersdorf —
steiermärkische Gemeinde Hohenbrugg-Wein-
berg, politischer Bezirk Feldbach) vom Grenz-
punkt Nr. 11715 am rechten Bachufer geradlinig

zum Grenzpunkt Nr. 11717, von dort in der
Mitte des Raabflusses geradlinig von einem
Grenzpunkt zum nächsten bis zum Grenzpunkt
Nr. 11322, von diesem geradlinig zum Grenz-
punkt Nr. 11263 am linken Bachufer, sodann
geradlinig von einem Grenzpunkt zum nächsten
bis zum Grenzpunkt Nr. 16074.

(2) Der Verlauf der Landesgrenze in der im
Abs. 1 genannten Grenzstrecke und die nach
Abs. 1 maßgebenden Grenzpunkte sind im Plan
im Maßstab 1 :4000 (Anlage 3 — zwei Teile)
dargestellt. Die Koordinaten der Grenzpunkte
sind im Gauß-Krüger-System (Meridian 34° öst-
lich Ferro) berechnet und im Koordinatenver-
zeichnis (Anlage 4) ausgewiesen.

§ 3. Spätere Änderungen der Mittellinie des
Rittscheinbaches und des Raabflusses haben auf
den Verlauf der Landesgrenze in den in den
§§ 1 und 2 genannten Grenzstrecken keinen
Einfluß.

§ 4. (1) Dieses Bundesverfassungsgesetz tritt
gleichzeitig mit den nach Art. 3 Abs. 2 des
Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fassung von
1929 erforderlichen übereinstimmenden Verfas-
sungsgesetzen des Landes Burgenland und des
Landes Steiermark mit dem der Kundmachung
des zuletzt verlautbarten Verfassungsgesetzes
folgenden Monatsersten in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesver-
fassungsgesetzes ist die Bundesregierung betraut.

Jonas
Kreisky Kirchschläger Moser
Androsch Leodolter Staribacher Rösch
Broda Lütgendorf Weihs Sinowatz

Lanc Firnberg
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Anlage 2

zu § 1
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Anlage 4

zu § 2
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177. Bundesgesetz vom 6. März 1974
zum Schutz der olympischen Embleme und

Bezeichnungen

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. (1) Die Verwendung der olympischen
Embleme und Bezeichnungen unterliegt den Be-
schränkungen dieses Bundesgesetzes.

(2) Die olympischen Embleme sind

1. die Olympischen Ringe nach dem Muster
der Anlage;

2. die Olympische Fahne, die auf weißem
Untergrund ohne Umrandung die Olym-
pischen Ringe zeigt.

(3) Die olympischen Bezeichnungen sind

1. die Wörter „Olympiade", „Olympia" (so-
weit es sich nicht um einen Vornamen oder
einen Familiennamen handelt) und „olym-
pisch", alle diese Wörter allein oder in Zu-
sammensetzung, sowie die Wortgruppe
„Citius-Altius-Fortius";

2. die entsprechenden Wörter oder Wort-
gruppen in einer anderen Sprache.

(4) Die Beschränkungen dieses Bundesgesetzes
finden auch Anwendung auf Embleme und Be-
zeichnungen, die den in den Abs. 2 und 3 ge-
nannten verwechslungsfähig ähnlich sind, nicht
jedoch auf verwechslungsfähig ähnliche Vor- und
Familiennamen. Als verwechslungsfähig ähnliche
Embleme sind insbesondere fünf in gleicher oder
ähnlicher Weise ineinander geschlungene oder
nebeneinander gesetzte Ringe, gleichgültig wel-
cher Farbe, anzusehen.

§ 2. (1) Ausgenommen von den Beschränkun-
gen dieses Bundesgesetzes ist die Verwendung
der Embleme und Bezeichnungen im Sinne des
§ 1 durch

1. das „Internationale Olympische Comité",

2. das „Österreichische Olympische Comité"",

3. das „Organisationskomitee der XII. Olym-
pischen Winterspiele Innsbruck 1976" und

4. natürliche und juristische Personen sowie
Personengesellschaften des Handelsrechts, die
vom Organisationskomitee (Z. 3) zur Mit-
wirkung bei der Durchführung oder Aus-
gestaltung der Olympischen Winterspiele
Innsbruck 1976 oder die aus diesem Anlaß
vom „Österreichischen Olympischen Comité"
zur Vorbereitung oder Ausstattung der
österreichischen Olympiamannschaft heran-
gezogen werden, soweit das betreffende
Komitee der Verwendung der Embleme und
Bezeichnungen schriftlich zugestimmt hat.

(2) Die Zustimmung nach Abs. 1 Z. 4 darf
nur erteilt werden, wenn die Verwendung des
Emblems oder der Bezeichnung der Würde und
dem Ansehen der Olympischen Spiele nicht
widerspricht. Das Komitee kann — unbeschadet
weiterer Widerrufsmöglichkeiten nach anderen
Bestimmungen — die erteilte Zustimmung wider-
rufen, wenn die tatsächliche Verwendung des
Emblems oder der Bezeichnung von der Zu-
stimmungserklärung abweicht.

(3) Datum und Inhalt der Zustimmungs-
erklärung sind vom Komitee, das sie erteilt hat,
unverzüglich dem Bundesministerium für
Inneres bekanntzugeben. Entsprechendes gilt für
den Widerruf der Zustimmung.

(4) Der Bundesminister für Inneres hat eine
Zustimmung eines Komitees (Abs. 1 Z. 4) mit
Bescheid als ungültig zu erklären, wenn die Ver-
wendung des Emblems oder der Bezeichnung
dem Ansehen oder der Würde der Olympischen
Spiele widerspricht. Im Verfahren kommt dem
Komitee, das die Zustimmung erteilt hat, Partei-
stellung zu. Die Bundeskammer der gewerblichen
Wirtschaft ist zu hören. Der Bescheid wirkt nicht
zurück.

§ 3. (1) Embleme oder Bezeichnungen im Sinne
des § 1 dürfen nicht verwendet werden

1. zur Benennung von Vereinen, die nach dem
Vereinsgesetz 1951, BGBl. Nr. 233, errichtet
sind, für Vereinsabzeichen und Vereins-
fahnen sowie für die Bezeichnung und Be-
kanntmachung von Vereinsveranstaltungen;

2. zur Benennung von Veranstaltungen im Sinne
des Versammlungsgesetzes 1953, BGBl.
Nr. 98.

(2) Der Abs. 1 gilt nicht für Embleme oder
Bezeichnungen, die bereits vor dem Inkrafttreten
dieses Bundesgesetzes von Vereinen rechtmäßig
verwendet wurden.

§ 4. (1) Bezeichnungen im Sinne des § 1 dürfen
in der Firma oder in der Bezeichnung eines
Unternehmens, das auf einem der in den §§ 5
und 7 bis 9 genannten Gebiete betrieben wird,
nicht verwendet werden. Der § 1 Abs. 4 erster
Satz bleibt unberührt.

(2) Der Abs. 1 gilt nicht, wenn die Bezeichnung
im Sinne des § 1 bereits vor dem Inkrafttreten
dieses Bundesgesetzes rechtmäßig verwendet
worden ist.

§ 5. (1) Waren, die ein Emblem oder eine Be-
zeichnung im Sinne des § 1 aufweisen, dürfen
im Inland nur mit Bewilligung des Bundes-
ministers für Handel, Gewerbe und Industrie
gewerbsmäßig vertrieben werden.
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(2) Der Abs. 1 gilt nicht, wenn

1. das Emblem oder die Bezeichnung Bestand-
teil einer Marke oder eines Musters ist,

2. bereits vor dem Inkrafttreten dieses Bundes-
gesetzes in einer für den österreichischen
Rechtsbereich wirksamen Weise die Marke
oder das Muster angemeldet oder hinterlegt
worden ist und

3. die mit der Anmeldung oder Hinterlegung
erworbenen Rechte noch bestehen.

(3) Die nach Abs. 1 erteilte Bewilligung gilt
auch für den Weitervertrieb.

§ 6. Werden Waren der im § 5 genannten
Art an Widerverkäufer gewerbsmäßig vertrieben,
so ist auf der Rechnung anzuführen, daß die
Zustimmung nach § 2 Abs. 1 Z. 4 oder die
Bewilligung nach § 5 erteilt worden ist.

§ 7. Embleme und Bezeichnungen im Sinne des
§ 1 dürfen im inländischen geschäftlichen Ver-
kehr zur Kennzeichnung von Dienstleistungen
auf dem Gebiete des Gewerbes einschließlich des
Handels, jedoch ausschließlich des gewerblichen
Personen- und Güterverkehrs und auf dem Ge-
biete der Industrie nur mit Bewilligung des
Bundesministers für Handel, Gewerbe und
Industrie verwendet werden. Der § 5 Abs. 2 ist
entsprechend anzuwenden.

§ 8. Embleme und Bezeichnungen im Sinne des
§ 1 dürfen im inländischen geschäftlichen Verkehr
zur Kennzeichnung von Dienstleistungen auf dem
Gebiete des Geld-, Kredit- und Bankwesens nur
mit Bewilligung des Bundesministers für Finan-
zen verwendet werden. Dies gilt nicht für in-
und ausländisches Geld. Der § 5 Abs. 2 ist ent-
sprechend anzuwenden.

§ 9. Embleme und Bezeichnungen im Sinne des
§ 1 dürfen im inländischen geschäftlichen Ver-
kehr zur Kennzeichnung von Dienstleistungen
auf den Gebieten des Eisenbahnwesens, der Schiff-
fahrt, der Luftfahrt, des Kraftfahrwesens sowie
des gewerblichen Personen- und Güterverkehrs
nur mit Bewilligung des Bundesministers für Ver-
kehr verwendet werden. Der § 5 Abs. 2 ist ent-
sprechend anzuwenden.

§ 10. Die Bewilligung nach §§ 5, 7, 8 oder 9
ist auf Antrag der natürlichen oder juristischen
Person oder der Personengesellschaft des Han-
delsrechts, die das Emblem oder die Bezeichnung
verwenden will, zu erteilen, wenn die Verwen-
dung der Würde und dem Ansehen der Olym-
pischen Spiele nicht widerspricht und auch keine
die gleiche Verwendung betreffende Ungültig-
erklärung nach § 2 Abs. 4 vorliegt. Im Verfahren
sind das „Österreichische Olympische Comité"
und die Bundeskammer der gewerblichen Wirt-
schaft zu hören.

§ 11. (1) Wer gegen §§ 3, 4, 5, 7, 8 oder 9
verstößt, begeht eine Verwaltungsübertretung

und ist, sofern die Tat nicht nach einer anderen
Vorschrift mit strengerer Strafe bedroht ist, mit
einer Geldstrafe bis zu 10.000 S, im Falle der
Uneinbringlichkeit mit Arrest bis zu zwei
Wochen zu bestrafen. Überwiegen die erschwe-
renden Umstände, so kann an Stelle der Geld-
strafe eine Arreststrafe im Ausmaß der ange-
drohten Ersatzfreiheitsstrafe verhängt werden;
auch können Geld- und Arreststrafe nebenein-
ander verhängt werden.

(2) Waren, die Gegenstand einer Verwaltungs-
übertretung nach Abs. 1 bilden, sind für verfallen
zu erklären, sofern ihre Verwendung der Würde
oder dem Ansehen der Olympischen Spiele wider-
spricht.

§ 12. (1) Wer in einem Druckwerk Embleme
oder Bezeichnungen im Sinne des § 1 in einer
Weise verwendet, die geeignet ist, den Anschein
einer Veröffentlichung zu erwecken, die von einer
der im § 2 Abs. 1 Z. 1 bis 3 bezeichneten Organi-
sationen herrührt, begeht eine Verwaltungsüber-
tretung und ist, sofern die Tat nicht nach einer
anderen Vorschrift mit strengerer Strafe bedroht
ist, auf Antrag des „österreichischen Olympischen
Comités" oder des Organisationskomitees (§ 2
Abs. 1 Z. 3) mit einer Geldstrafe bis zu 20.000 S,
im Falle der Uneinbringlichkeit mit Arrest bis
zu vier Wochen zu bestrafen. Überwiegen die
erschwerenden Umstände, so kann an Stelle der
Geldstrafe eine Arreststrafe im Ausmaß der ange-
drohten Ersatzfreiheitsstrafe verhängt werden;
auch können Geld- und Arreststrafe nebenein-
ander verhängt werden.

(2) Druckwerke der im Abs. 1 genannten Art
sind für verfallen zu erklären.

§ 13. Wer gegen den § 2 Abs. 3 oder den
§ 6 verstößt, begeht eine Verwaltungsübertretung
und ist mit einer Geldstrafe bis zu 500 S, im
Falle der Uneinbringlichkeit mit Arrest bis zu
drei Tagen zu bestrafen.

§ 14. Eine nach § 5 des Bundesgesetzes vom
5. April 1962, BGBl. Nr. 112, zum Schutz der
olympischen Embleme und Bezeichnungen erteilte
Bewilligung gilt nicht als Bewilligung im Sinne
dieses Bundesgesetzes.

§ 15. Dieses Bundesgesetz tritt mit Ablauf des
31. Dezember 1976 außer Kraft.

§ 16. Mit der Vollziehung dieses Bundes-
gesetzes sind betraut:

1. hinsichtlich des § 4, soweit er sich auf die
Firma bezieht, der Bundesminister für Justiz,

2. hinsichtlich der §§ 5 bis 7, der §§ 4 und 10,
soweit sich diese auf die §§ 5 und 7 be-
ziehen, und des § 13, soweit er sich auf § 6
bezieht, der Bundesminister für Handel, Ge-
werbe und Industrie,
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3. hinsichtlich des § 8 sowie der §§ 4 und 10,
soweit sich diese auf § 8 beziehen, der
Bundesminister für Finanzen,

4. hinsichtlich des § 9 sowie der §§ 4 und 10,
soweit sich diese auf § 9 beziehen, der
Bundesminister für Verkehr und

5. hinsichtlich der übrigen Bestimmungen der
Bundesminister für Inneres.

Jonas
Kreisky Rösch Broda
Staribacher Androsch Lanc

Anlage

Bildliche Erstellung der Olympischen Ringe

178 . Bundesgesetz vom 6. März 1974,
mit dem das Mutterschutzgesetz geändert

wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Mutterschutzgesetz, BGBl. Nr. 76/1957, in
der Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 92/
1959, 240/1960, 68/1961, 9/1962, 199/1963, 281/
1968 und 462/1969 wird geändert wie folgt:

1. a) § 1 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Abweichend von der Vorschrift des Abs. 2
lit. b finden die Bestimmungen dieses Bundes-
gesetzes auf Dienstnehmerinnen Anwendung,
deren Dienstrecht gemäß Art. 14 Abs. 2 des
Bundes-Verfassungsgesetzes 1929 in der Fassung
des Bundesverfassungsgesetzes BGBl. Nr. 215/
1962 oder des § 2 lit. b des Lehrerdienstrechts-
Kompetenzgesetzes, BGBl. Nr. 88/1948, in der
Fassung des Bundesverfassungsgesetzes BGBl.
Nr. 215/1962 in die Gesetzgebungskompetenz
des Bundes fällt."

b) Im § 1 Abs. 4 ist die Zitierung „Heim-
arbeitsgesetzes, BGBl. Nr. 66/1954." durch die
Zitierung „Heimarbeitsgesetzes 1960, BGBl.
Nr. 105/1961, in der jeweils geltenden Fassung."
zu ersetzen.

2. a) § 3 Abs. 1 hat zu lauten:

„§ 3. (1) Werdende Mütter dürfen in den
letzten acht Wochen vor der voraussichtlichen
Entbindung (Achtwochenfrist) nicht beschäftigt
werden."

b) § 3 Abs. 2 erster Satz hat zu lauten:

„(2) Die Achtwochenfrist (Abs. 1) wird auf
Grund eines ärztlichen Zeugnisses berechnet."

c) § 3 Abs. 4 erster und zweiter Satz haben
zu lauten:

„Werdende Mütter haben, sobald ihnen ihre
Schwangerschaft bekannt ist oder eine vorzeitige
Beendigung der Schwangerschaft eingetreten ist,
dem Dienstgeber hievon Mitteilung zu machen.
Darüber hinaus sind sie verpflichtet, innerhalb
der vierten Woche vor dem Beginn der Acht-
wochenfrist (Abs. 1) den Dienstgeber auf den
Beginn derselben aufmerksam zu machen."

d) Dem § 3 Abs. 5 ist folgender Abs. 6 anzu-
fügen:

„(6) Der Dienstgeber ist verpflichtet, unver-
züglich nach Erlangung der Kenntnis von der
Schwangerschaft einer Dienstnehmerin (Heim-
arbeiterin) oder, wenn er eine kassenärztliche
Bescheinigung darüber verlangt hat (Abs. 4),
unverzüglich nach Vorlage dieser Bescheinigung,
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hievon dem zuständigen Arbeitsinspektorat Mit-
teilung zu machen. Ist der Betrieb vom Wir-
kungsbereich der Arbeitsinspektion ausgenom-
men, so hat der Dienstgeber die Mitteilung über
die Schwangerschaft einer Dienstnehmerin der
gemäß § 34 Abs. 1 sonst berufenen Behörde mit-
zuteilen. Hiebei sind Name, Alter und Tätigkeit
der werdenden Mutter bekanntzugeben."

3. a) § 4 Abs. 2 lit. b hat zu lauten:

„b) Arbeiten, die von werdenden Müttern
überwiegend im Stehen verrichtet werden
müssen, sowie Arbeiten, die in ihrer stati-
schen Belastung diesen gleichkommen, es
sei denn, daß Sitzgelegenheiten zum kurzen
Ausruhen benützt werden können; nach
Ablauf des fünften Monats der Schwanger-
schaft alle derartigen Arbeiten, sofern sie
länger als vier Stunden verrichtet werden,
auch in jenen Fällen, in denen Sitzgelegen-
heiten zum kurzen Ausruhen benützt wer-
den können;"

b) § 4 Abs. 2 lit. g hat zu lauten:

„g) Die Beschäftigung auf Beförderungsmit-
teln;"

c) § 4 Abs. 2 lit. i hat zu lauten:

„i) Akkordarbeiten, akkordähnliche Arbeiten,
Fließarbeiten mit vorgeschriebenem Ar-
beitstempo, leistungsbezogene Prämien-
arbeiten und sonstige Arbeiten, bei denen
durch ein gesteigertes Arbeitstempo ein
höheres Entgelt erzielt werden kann, wie
beispielsweise Arbeiten, für die Entgelt
gebührt, das auf Arbeits(Persönlichkeits)-
bewertungsverfahren, statistischen Verfah-
ren, Datenerfassungsverfahren, Kleinstzeit-
verfahren oder ähnlichen Entgeltfindungs-
methoden beruht, wenn die damit ver-
bundene durchschnittliche Arbeitsleistung
die Kräfte der werdenden Mutter über-
steigt. Nach Ablauf des fünften Monats der
Schwangerschaft sind Akkordarbeiten, ak-
kordähnliche Arbeiten, leistungsbezogene
Prämienarbeiten sowie Fließarbeiten mit
vorgeschriebenem Arbeitstempo jedenfalls
untersagt; Arbeiten, für die Entgelt ge-
bührt, das auf Arbeits(Persönlichkeits)-
bewertungsverfahren, statistischen Verfah-
ren, Datenerfassungsverfahren, Kleinstzeit-
verfahren oder ähnlichen Entgeltfindungs-
methoden beruht, können im Einzelfall
vom zuständigen Arbeitsinspektorat unter-
sagt werden."

4. a) § 5 Abs. 1 hat zu lauten:

„§ 5. (1) Dienstnehmerinnen dürfen bis zum
Ablauf von acht Wochen nach ihrer Entbindung
nicht beschäftigt werden. Nach Frühgeburten
oder Mehrlingsgeburten verlängert sich diese

Frist auf zwölf Wochen. Ist eine Verkürzung der
Achtwochenfrist vor der Entbindung eingetreten,
so verlängert sich die achtwöchige Schutzfrist
nach der Entbindung im Ausmaß dieser Ver-
kürzung höchstens jedoch bis zur Dauer von
zwölf Wochen."

b) § 5 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Über die im Abs. 1 festgesetzten Fristen
hinaus ist die Zulassung von Dienstnehmerinnen
zur Arbeit nach ihrer Entbindung so lange ver-
boten, als sie arbeitsunfähig sind. Die Dienst-
nehmerinnen sind verpflichtet, ihre Arbeits-
unfähigkeit ohne Verzug dem Dienstgeber anzu-
zeigen und auf Verlangen des Dienstgebers eine
ärztliche Bestätigung über die voraussichtliche
Dauer der Arbeitsunfähigkeit vorzulegen.
Kommt eine Dienstnehmerin diesen Verpflich-
tungen nicht nach, so verliert sie für die Dauer
der Säumnis den Anspruch auf das Entgelt."

5. § 10 Abs. 6 letzter Satz hat zu lauten:

„Bei minderjährigen Dienstnehmerinnen muß.
dieser Vereinbarung überdies eine Bescheinigung
eines Einigungsamtes oder einer gesetzlichen
Interessenvertretung der Dienstnehmer beige-
schlossen sein, aus der hervorgeht, daß die Dienst-
nehmerin über den Kündigungsschutz nach die-
sem Bundesgesetz belehrt wurde."

6. a) § 14 Abs. 1 erster Satz hat zu lauten:

„§ 14. (1) Macht die Anwendung der Vor-
schriften des § 4, des § 5 Abs. 3 bis 5 oder des
§ 6 eine Änderung der Beschäftigung im Betrieb
erforderlich, so hat die Dienstnehmerin Anspruch
auf ein Entgelt, das dem Durchschnittsverdienst
gleichkommt, den sie während der letzten drei-
zehn Wochen des Dienstverhältnisses vor dieser
Änderung bezogen hat."

b) § 14 Abs. 1 letzter Satz hat zu lauten:

„Bei Saisonarbeit in einer im § 4 Abs. 2 lit. i
bezeichneten Art ist der Durchschnittsverdienst
der letzten dreizehn Wochen nur für die Zeit
weiterzugewähren, während der solche Arbeiten
im Betrieb verrichtet werden; für die übrige Zeit
ist das Entgelt weiterzugewähren, das die Dienst-
nehmerin ohne Vorliegen der Schwangerschaft
erhalten hätte."

c) § 14 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Dienstnehmerinnen, die gemäß § 3 Abs. 3
nicht beschäftigt werden dürfen, und Dienst-
nehmerinnen, für die auf Grund der Vorschriften
des § 4, des § 5 Abs. 3 bis 5 oder des § 6 keine
Beschäftigungsmöglichkeit im Betrieb besteht,.
haben Anspruch auf ein Entgelt, für dessen Be-
rechnung Abs. 1 sinngemäß anzuwenden ist."

7. Im ersten Satz des § 15 Abs. 2 ist die Zitie-
rung „§ 67 Abs. 1 des Einkommensteuergesetzes

110
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1953, BGBl. Nr. 1/1954," durch die Zitierung
„§ 67 Abs. 1 des Einkommensteuergesetzes 1972,
BGBl. Nr. 440," zu ersetzen.

8. § 15 a hat zu lauten:

„ W e r k s ( D i e n s t ) w o h n u n g

§ 15 a. Vereinbarungen, durch welche der
Anspruch der Dienstnehmerin auf eine beige-
stellte Dienst(Werks)wohnung oder sonstige
Unterkunft berührt wird, müssen während der
Dauer des Kündigungs- und Entlassungsschutzes
gemäß §§ 10, 12 und 15 Abs. 4, um rechts-
wirksam zu sein, vor dem Einigungsamt nach
vorangegangener Rechtsbelehrung der Dienst-
nehmerin getroffen werden."

9. § 17 lit. e hat zu lauten:

„e) Dienstverhältnisse, die unter § 2 lit. b
des Lehrerdienstrechts-Kompetenzgesetzes,
BGBl. Nr. 88/1948, in der Fassung des
Bundesverfassungsgesetzes BGBl. Nr. 215/
1962, fallen."

10. § 21 Z. 1 lit. b hat zu lauten:

„b) in die Hausgemeinschaft des Dienstgebers
aufgenommen sind oder zwar in die Haus-
gemeinschaft nicht aufgenommen sind, aber
von diesem in der Regel in einem dem § 5
Abs. 1 Z. 2 des Hausgehilfen- und Haus-
angestelltengesetzes, BGBl. Nr. 235/1962,
entsprechenden Höchstausmaß beschäftigt
werden,"

11. § 23 Abs. 1 hat zu lauten:

„§ 23. (1) Die im § 5 Abs. 3 und 4 des Haus-
gehilfen- und Hausangestelltengesetzes festge-
legten täglichen Ruhepausen verlängern sich

a) um zwei Stunden für werdende Mütter und
für stillende Mütter, wenn das Kind an der
Arbeitsstätte gestillt wird,

b) um zweieinhalb Stunden für stillende
Mütter, wenn das Kind nicht an der
Arbeitsstätte gestillt wird."

12. § 24 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Eine einvernehmliche Auflösung des
Dienstverhältnisses ist nur dann rechtswirksam,
wenn sie schriftlich vereinbart wurde. Bei min-
derjährigen Dienstnehmerinnen muß der Ver-
einbarung überdies eine Bescheinigung eines
Einigungsamtes oder einer gesetzlichen Interes-
senvertretung der Dienstnehmer beigeschlossen
sein, aus der hervorgeht, daß die Dienstnehmerin
über den Kündigungsschutz nach diesem Bundes-
gesetz belehrt wurde."

13. § 32 wird aufgehoben.

14. Dem § 34 Abs. 3 ist folgender Abs. 4
anzufügen:

„(4) Zeugnisse gemäß § 3 Abs. 3 sowie Amts-
handlungen gemäß § 3 Abs. 3 und § 29 Abs. 2
letzter Satz sind von den Stempelgebühren und
Bundesverwaltungsabgaben befreit."

15. § 36 Abs. 1 hat zu lauten:

„§ 36. (1) Dienstgeber und deren Bevoll-
mächtigte, die den Vorschriften dieses Bundes-
gesetzes oder den auf Grund dieses Bundes-
gesetzes erlassenen Verordnungen zuwiderhan-
deln, werden, sofern die Tat nach anderen Vor-
schriften nicht einer strengeren Strafe unterliegt,
von der Bezirksverwaltungsbehörde (Berghaupt-
mannschaft) mit Geldstrafe bis 15.000 S, im
Wiederholungsfalle bis 30.000 S bestraft. Die
Verjährungsfrist (§ 31 Abs. 2 VStG 1950, BGBl.
Nr. 172) beträgt sechs Monate."

16. § 40 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
sind betraut:

1. soweit dieses Bundesgesetz auf die im § 17
lit. a bis d bezeichneten Dienstverhältnisse
Anwendung findet, der Bundeskanzler im
Einvernehmen mit den beteiligten Bundes-
ministern;

2. soweit dieses Bundesgesetz auf die im § 17
lit. e bezeichneten Dienstverhältnisse An-
wendung findet und die Vollziehung nicht
den Ländern obliegt, der Bundesminister für
Land- und Forstwirtschaft im Einvernehmen
mit dem Bundeskanzler;

3. soweit dieses Bundesgesetz auf die in den
Ziffern 1 und 2 nicht näher bezeichneten
Dienstverhältnisse Anwendung findet, das
Bundesministerium für soziale Verwaltung
im Einvernehmen mit den beteiligten Bun-
desministerien, soweit es sich um Betriebe
handelt, die der bergbehördlichen Aufsicht
unterstehen, der Bundesminister für Handel,
Gewerbe und Industrie, soweit es sich um
Betriebe handelt, die dem Verkehrs-Arbeits-
inspektionsgesetz unterliegen, der Bundes-
minister für Verkehr, und zwar jeder dieser
Bundesminister im Einvernehmen mit dem
Bundesminister für soziale Verwaltung und
den allenfalls sonst noch beteiligten Bundes-
ministern;

4. soweit § 34 Abs. 4 eine Befreiung von den
Stempelgebühren vorsieht, der Bundesmini-
ster für Finanzen und soweit diese Bestim-
mung eine Befreiung von den Bundesver-
waltungsabgaben vorsieht, der Bundesmini-
ster für soziale Verwaltung im Einverneh-
men mit dem Bundesminister für Finanzen.
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Artikel II

(1) Das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz,
BGBl. Nr. 189/1955, in der Fassung der Bundes-
gesetze BGBl. Nr. 266/1956, BGBl. Nr. 171/1957,
BGBl. Nr. 294/1957, BGBl. Nr. 157/1958, BGBl.
Nr. 293/1958, BGBl. Nr. 65/1959, BGBl. Nr. 290/
1959, BGBl. Nr. 87/1960, BGBl. Nr. 168/1960,
BGBl. Nr. 294/1960, BGBl. Nr. 13/1962, BGBl.
Nr. 85/1963, BGBl. Nr. 184/1963, BGBl. Nr. 253/
1963, BGBl. Nr. 320/1963, BGBl. Nr. 301/1964,
BGBl. Nr. 81/1965, BGBl. Nr. 96/1965, BGBl.
Nr. 220/1965, BGBl. Nr. 309/1965, BGBl.
Nr. 168/1966, BGBl. Nr. 67/1967, BGBl. Nr. 201/
1967, BGBl. Nr. 6/1968, BGBl. Nr. 282/1968,
BGBl. Nr. 17/1969, BGBl. Nr. 446/1969, BGBl.
Nr. 385/1970, BGBl. Nr. 373/1971, BGBl.
Nr. 473/1971, BGBl. Nr. 162/1972, BGBl. Nr. 31/
1973 und BGBl. Nr. 23/1974 wird geändert wie
folgt:

1. § 120 Abs. 1 2. 3 hat zu lauten:

"3. im Versicherungsfall der Mutterschaft mit
dem Beginn der achten Woche vor der vor-
aussichtlichen Entbindung; wenn aber die
Entbindung vor diesem Zeitpunkt erfolgt,
mit der Entbindung; ist der Tag der vor-
aussichtlichen Entbindung nicht festgestellt
worden, mit dem Beginn der achten Woche
vor der Entbindung;"

2. a) Im § 162 Abs. 1 ist der erste bis dritte
Satz durch folgende Sätze zu ersetzen:

„Weiblichen Versicherten gebührt für die letzten
acht Wochen vor der voraussichtlichen Entbin-
dung, für den Tag der Entbindung und für die
ersten acht Wochen nach der Entbindung ein
tägliches Wochengeld. Mütter nach Frühgeburten
oder Mehrlingsgeburten erhalten das Wochengeld
nach der Entbindung durch zwölf Wochen."

b) § 162 Abs. 2 erster und zweiter Satz haben
zu lauten:

„Die Achtwochenfrist vor der voraussicht-
lichen Entbindung gemäß Abs. 1 wird auf Grund
eines ärztlichen Zeugnisses berechnet. Erfolgt die
Entbindung zu einem anderen als dem vom Arzt
angenommenen Zeitpunkt, so verkürzt oder ver-
längert sich die im Abs. 1 vorgesehene Frist vor
der Entbindung entsprechend."

c) § 162 Abs. 3 erster Satz hat zu lauten:

„Das Wochengeld gebührt den nach § 4 Abs. 3
den Dienstnehmern Gleichgestellten und den
nach § 8 Abs. 1 Z. 4 teilversicherten bildenden
Künstlern, freiberuflich tätigen Pflichtmitgliedern
einer Tierärztekammer sowie Mitgliedern der
Österreichischen Dentistenkammer in der Höhe
des täglichen Krankengeldes, anderen weiblichen
Versicherten in der Höhe des auf den Kalender-

tag entfallenden Teiles des durchschnittlichen in
den letzten 13 Wochen (bei Versicherten, deren
Arbeitsverdienst nach Kalendermonaten be-
messen oder abgerechnet wird, in den letzten
drei Kalendermonaten) gebührenden Arbeitsver-
dienstes einschließlich der auf diesen Zeitraum
entfallenden Sonderzahlungen, vermindert um
die gesetzlichen Abzüge."

3. § 166 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Zeiten, für die der Anspruch auf Wochen-
geld gemäß Abs. 1 Z. 2 zur Gänze ruht, werden
auf die Höchstdauer des Anspruches auf Wochen-
geld nicht angerechnet."

(2) Das Bauern-Krankenversicherungsgesetz,
BGBl. Nr. 219/1965, in der Fassung der Bundes-
gesetze BGBl. Nr. 256/1967, BGBl. Nr. 19/1969,
BGBl. Nr. 449/1969, BGBl. Nr. 387/1970, BGBl.
Nr. 474/1971, BGBl. Nr. 34/1973 und BGBl.
Nr. 97/1974 wird geändert wie folgt:

§ 43 Abs. 1 Z. 2 hat zu lauten:
„2. im Versicherungsfall der Mutterschaft mit

dem Beginn der achten Woche vor der vor-
aussichtlichen Entbindung; wenn aber die
Entbindung vor diesem Zeitpunkt erfolgt,
mit der Entbindung; ist der Tag der voraus-
sichtlichen Entbindung nicht festgestellt wor-
den, mit dem Beginn der achten Woche vor
der Entbindung;"

(3) Das Beamten-Kranken- und Unfallversiche-
rungsgesetz, BGBl. Nr. 200/1967, in der Fassung
der Bundesgesetze BGBl. Nr. 284/1968, BGBl.
Nr. 24/1969, BGBl. Nr. 388/1970 und BGBl.
Nr. 35/1973 wird geändert wie folgt:

Im § 75 erster Satz ist der Ausdruck „letzten
sechs Wochen" durch den Ausdruck „letzten acht
Wochen" zu ersetzen.

(4) Das Gewerbliche Selbständigen-Kranken-
versicherungsgesetz, BGBl. Nr. 287/1971, in der
Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 36/1973,
BGBl. Nr. 172/1973 und BGBl. Nr. 26/1974 wird
geändert wie folgt:

1. § 33 Abs. 1 Z. 2 hat zu lauten:

„2. im Versicherungsfall der Mutterschaft mit
dem Beginn der achten Woche vor der vor-
aussichtlichen Entbindung; wenn aber die
Entbindung vor diesem Zeitpunkt erfolgt,
mit der Entbindung; ist der Tag der voraus-
sichtlichen Entbindung nicht festgestellt wor-
den, mit dem Beginn der achten Woche
vor der Entbindung;"

2. § 74 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Das Wochengeld ist für die Dauer der
letzten acht Wochen vor der Entbindung, für
den Entbindungstag selbst und für die ersten acht
Wochen nach der Entbindung zu gewähren. Für
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Mütter nach Frühgeburten oder Mehrlingsge-
burten ist das Wochengeld bis einschließlich der
zwölften Woche nach der Entbindung zu ge-
währen. Die Achtwochenfrist vor der voraus-
sichtlichen Entbindung ist auf Grund eines ärzt-
lichen Zeugnisses zu berechnen. Erfolgt die Ent-
bindung zu einem anderen als dem vom Arzt
angenommenen Zeitpunkt, so verkürzt oder ver-
längert sich die Frist vor der Entbindung ent-
sprechend. Die Frist nach der Entbindung ver-
längert sich jedoch in jedem Falle bis zu dem
Zeitpunkt, in dem unter der Annahme der Gel-
tung der Vorschriften des Mutterschutzrechtes
ein Beschäftigungsverbot enden würde."

(5) Die Bestimmungen des Abs. 1 Z. 2 lit. a
und des Abs. 4 Z. 2 sind ab ihrem Wirksamkeits-
beginn auch auf Fälle anzuwenden, in denen am
Tage des Wirksamkeitsbeginnes der Wochengeld-
anspruch noch nicht erschöpft war.

Artikel III

Ü b e r g a n g s b e s t i m m u n g e n
I n k r a f t t r e t e n u n d V o l l z i e h u n g

(1) Die Bestimmungen des Art. I Z. 4 lit. a
sind ab ihrem Wirksamkeitsbeginn auch auf Fälle
anzuwenden, in denen am Tage des Wirksam-
keitsbeginnes die Schutzfrist nach der Entbin-
dung noch nicht erschöpft war. Der Anspruch
auf Wochengeld richtet sich nach § 162 des Allge-
meinen Sozialversicherungsgesetzes in der Fassung
des Art. II Z. 2 lit. a.

(2) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. April 1974
in Kraft.

(3) Mit der Vollziehung des Art. I sind die im
Art. I Z. 16 genannten Bundesminister, mit der
Vollziehung des Art. II ist der Bundesminister
für soziale Verwaltung betraut.

Jonas
Kreisky Kirchschläger Moser
Androsch Leodolter Staribacher Rösch
Broda Lütgendorf Weihs Sinowatz

Lanc Firnberg

179. Bundesgesetz vom 6. März 1974,
mit dem das Arbeitslosenversicherungs-
gesetz 1958 und das Arbeitsmarktförde-

rungsgesetz geändert werden

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Arbeitslosenversicherungsgesetz 1958,
BGBl. Nr. 199, in der Fassung der Bundesgesetze
BGBl. Nr. 92/1959, 88/1960, 242/1960, 119/1961,
17/1962, 323/1962, 84/1963, 198/1963, 35/1964,
335/1965, 261/1967, 9/1968, 30/1969, 3/1971,
31/1973 (Art. XIII der 29. ASVG-Novelle), 124/

1973, 642/1973 (Art. III des Sonderunterstüt-
zungsgesetzes) und 23/1974 (Art. VI der
30. ASVG-Novelle) wird wie folgt geändert:

1. Im § 12 Abs. 7 wird der zweite und dritte
Satz aufgehoben.

2. Dem § 14 sind Abs. 8 und 9 mit folgendem
Wortlaut anzufügen:

„(8) Auf die Anwartschaft sind anzurechnen:

a) Zeiten eines Wochengeldbezuges während
eines arbeitslosenversicherungspflichtigen
Beschäftigungsverhältnisses, sofern das Be-
schäftigungsverhältnis anschließend an den
Wochengeldbezug fortgesetzt oder ein
Karenzurlaub im Sinne des Mutterschutz-
gesetzes, BGBl. Nr. 76/1957, in Anspruch
genommen wurde;

b) Zeiten einer Krankheit während eines ar-
beitslosenversicherungspflichtigen Beschäfti-
gungsverhältnisses nach Wegfall des Ent-
geltanspruches, sofern nach der Krankheit
der Entgeltanspruch wieder aufgelebt ist;

c) Die vorstehend angeführten Zeiten (lit. a
und b) dürfen bei der Ermittlung der An-
wartschaftszeit nur -einmal berücksichtigt
werden.

(9) Bei Dienstverhältnissen von Arbeitern, die
mindestens eine volle Woche ununterbrochen
gedauert haben und die an einem Samstag — im
Falle der Fünftagewoche an einem Freitag —
enden, ist der darauffolgende Sonntag bzw.
Samstag und Sonntag auf die Anwartschaft an-
zurechnen. Soweit betriebsüblich andere Tage als
die Sonntage bzw. Samstage und Sonntage als
arbeitsfreie Tage gelten, sind diese betriebs-
üblichen arbeitsfreien Tage auf die Anwartschaft
anzurechnen."

3. § 15 Abs. 1 hat zu lauten:

„§ 15. (1) Die Rahmenfristen nach § 14 Abs. 1
bis 3 verlängern sich

1. um Zeiträume, in denen der Arbeitslose im
Inland

a) in einem arbeitslosenversicherungsfreien
Dienstverhältnis gestanden ist;

b) arbeitsuchend beim Arbeitsamt gemeldet
gewesen ist;

c) eine Abfertigung aus einem Dienstverhält-
nis bezogen hat;

d) selbständig erwerbstätig gewesen ist;

e) einen geregelten Lehrgang zur beruflichen
Fortbildung besucht hat, durch den er
überwiegend in Anspruch genommen
wurde;

f) Präsenzdienst geleistet hat;
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g) einen Karenzurlaub im Sinne der gesetz-
lichen Vorschriften zurückgelegt bzw. Ka-
renzurlaubsgeld bezogen hat;

h) eine Sonderunterstützung nach den Bestim-
mungen des Mutterschutzgesetzes, BGBl.
Nr. 76/1957, bezogen hat;

i) ein außerordentliches Entgelt im Sinne des
§ 17 des Hausgehilfen- und Hausangestell-
tengesetzes, BGBl. Nr. 235/1962, bezogen
hat;

j) Krankengeld bezogen hat oder in einer
Heil- oder Pflegeanstalt untergebracht ge-
wesen ist;

k) nach Erschöpfung des Anspruches auf Kran-
kengeld aus der gesetzlichen Krankenver-
sicherung nachweislich arbeitsunfähig ge-
wesen ist;

l) wegen Invalidität, Berufsunfähigkeit oder
Minderung der Erwerbsfähigkeit, die nach
ihrem Ausmaß der Arbeitsunfähigkeit ge-
mäß § 8 dieses Bundesgesetzes gleichkommt,
eine Rente aus der gesetzlichen Pensions-
(Renten-) oder Unfallversicherung bezogen
hat;

m) eine Freiheitsstrafe verbüßt hat oder auf
behördliche Anordnung in anderer Weise
angehalten worden ist;

2. um Zeiträume, in denen der Arbeitslose im
Ausland beschäftigt gewesen ist."

4. Dem § 18 ist ein Abs. 3 mit folgendem
Wortlaut anzufügen:

„(3) Bei der Beurteilung der Bezugsdauer sind
die im § 14 Abs. 8 und 9 angeführten Zeiten
wie arbeitslosenversicherungspflichtige Beschäfti-
gungszeiten zu berücksichtigen."

5. § 22 hat zu lauten:

„§ 22. (1) Arbeitslose, die eine Leistung aus
einem der Versicherungsfälle des Alters aus der
Pensionsversicherung nach dem Allgemeinen
Sozialversicherungsgesetz, BGBl. Nr. 189/1955,
dem Gewerblichen Selbständigen-Pensionsver-
sicherungsgesetz, BGBl. Nr. 292/1957, bzw. dem
Bauern-Pensionsversicherungsgesetz, BGBl. Nr.
28/1970, oder einen Ruhegenuß aus einem Dienst-
verhältnis zu einer öffentlich-rechtlichen Körper-
schaft beziehen, haben keinen Anspruch auf
Arbeitslosengeld.

(2) Das gleiche gilt für die Zeit eines laufenden
Verfahrens auf Zuerkennung einer im Abs. 1
genannten Leistung. Wird ein derartiger Antrag
rechtskräftig abgelehnt, ist eine allfällige gemäß
§ 23 Abs. 1 gewährte Leistung in Arbeitslosen-
geld bzw. Notstandshilfe umzuwandeln."

6. a) Die Überschrift zu § 23 hat statt „Bevor-
schussung von Pensionsleistungen aus der Sozial-
versicherung" zu lauten:

„Bevorschussung von Leistungen aus der
Pensionsversicherung"

b) § 23 Abs. 1 erster Satz hat zu lauten:

„§ 23. (1) Arbeitslosen, die die Zuerkennung
a) einer Leistung aus dem Versicherungsfall

der Invalidität, der Berufsunfähigkeit oder
der dauernden Erwerbsunfähigkeit

b) einer Leistung aus einem der Versicherungs-
fälle des Alters aus der Pensionsversiche-
rung nach dem Allgemeinen Sozialversiche-
rungsgesetz, dem Gewerblichen Selbständi-
gen-Pensionsversicherungsgesetz bzw. dem
Bauern-Pensionsversicherungsgesetz

beantragt haben, können bis zur Entscheidung
über ihren Antrag Leistungen der Arbeitslosen-
versicherung gewährt werden, sofern, abgesehen
von der Arbeitsfähigkeit bzw. Arbeitswilligkeit,
die übrigen Voraussetzungen für die Inanspruch-
nahme dieser Leistungen gegeben sind und im
Hinblick auf die vorliegenden Umstände mit der
Zuerkennung der Pension gerechnet werden
kann."

c) § 23 Abs. 2 erster Satz hat zu lauten:

„(2) Hat ein Arbeitsamt einem Arbeitslosen für
einen Zeitraum Leistungen der Arbeitslosenver-
sicherung nach Abs. 1 gewährt und wird dem
Arbeitslosen später für diesen Zeitraum eine
Leistung aus dem Grunde der Invalidität, der
Berufsunfähigkeit, der dauernden Erwerbsunfä-
higkeit oder aus einem der Versicherungsfälle
des Alters aus der Pensionsversicherung nach dem
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz, dem Ge-
werblichen Selbständigen-Pensionsversicherungs-
gesetz bzw. dem Bauern-Pensionsversicherungs-
gesetz zuerkannt, so hat der Pensionsversiche-
rungsträger dem Arbeitsamt die Leistungen der
Arbeitslosenversicherung, mit Ausnahme der
Krankenversicherungsbeiträge, rückzuerstatten,
jedoch nicht über die Pensionsleistungen hinaus,
die für zurückliegende Zeiträume nachzuzahlen
sind."

7. § 25 a Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Für die Ermittlung der Anwartschaft
finden die Bestimmungen des § 14 Abs. 1, 2, 3, 7,
8 und 9 sowie des § 15 sinngemäß Anwendung.
Handelt es sich jedoch um Mütter, die vor Voll-
endung des 20. Lebensjahres entbunden haben
und im Zusammenhang mit dieser Entbindung
Karenzurlaubsgeld beantragen, finden die vor-
genannten Bestimmungen mit Ausnahme des § 14
Abs. 3 sinngemäß Anwendung. Bei Lehrlingen
bzw. bei Schülerinnen an inländischen Kranken-
pflegeschulen, medizinisch-technischen Schulen
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und Schulen für den medizinisch-technischen
Fachdienst im Sinne des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 102/1961 ist auch die nicht arbeitslosenver-
sicherungspflichtige Lehrzeit bzw. die nicht
arbeitslosenversicherungspflichtige Ausbildungs-
zeit auf die Anwartschaft von Karenzurlaubsgeld
anzurechnen."

8. § 25 b hat zu lauten:

„§ 25 b. (1) Verheiratete Mütter erhalten ein
Karenzurlaubsgeld von 2000 S monatlich.

(2) Alleinstehende Mütter erhalten ein Karenz-
urlaubsgeld von 3000 S monatlich.

(3) Verheiratete Mütter, deren Ehegatte jedoch
kein oder nur ein Einkommen erzielt, das bei
Anwendung des § 6 Abs. 3 erster Satz und
Abs. 5 erster Satz der Verordnung des Bundes-
ministers für soziale Verwaltung vom 10. Juli
1973, BGBl. Nr. 352, betreffend Richtlinien für
die Gewährung der Notstandshilfe (Notstands-
hilfeverordnung) unberücksichtigt zu bleiben
hätte (Freibetrag), oder deren Ehegatte erwiese-
nermaßen für den Unterhalt des Kindes nicht
sorgt, erhalten ein Karenzurlaubsgeld von 3000 S
monatlich. Ein den vorgenannten Freibetrag
übersteigendes Einkommen des Ehegatten ist auf
den Unterschiedsbetrag zwischen 2000 S und
3000 S monatlich anzurechnen."

9. § 25 c hat zu lauten:

„§ 25 c. (1) Zuzüglich zum Karenzurlaubsgeld
gebühren Familienzuschläge für die im § 20
Abs. 2 angeführten zuschlagsberechtigten Perso-
nen, ausgenommen für das neugeborene Kind,
sofern die Mutter zum Unterhalt dieser Personen
tatsächlich wesentlich beiträgt. Im übrigen finden
die Bestimmungen des § 20 Abs. 2 bis 4 sinn-
gemäß Anwendung. Bei Mehrlingsgeburten ge-
bührt für das zweite und jedes weitere Kind je
ein Familienzuschlag.

(2) Dienstverhältnisse sowie die im § 14 Abs. 8
angeführten Zeiten, die für die Anwartschaft auf
Karenzurlaubsgeld herangezogen wurden, sind
bei der Beurteilung der Anwartschaft auf Arbeits-
losengeld nicht mehr zu berücksichtigen. Durch
den Bezug von Karenzurlaubsgeld ist ein all-
fälliger Anspruch auf Fortbezug von Arbeits-
losengeld nicht mehr gegeben.

(3) Die Bestimmungen des Abs. 2 finden jedoch
keine Anwendung, wenn das Kind, dessen Ge-
burt Anlaß für die Gewährung des Karenz-
urlaubsgeldes war, während des Bezuges von
Karenzurlaubsgeld gestorben ist."

10. § 25 g hat zu lauten:

„§ 25 g. Die im § 25 b angeführten Beträge
sind mit Wirkung vom 1. Jänner eines jeden
Jahres mit der Richtzahl dieses Kalenderjahres
(§ 108 a ASVG) zu vervielfachen. Die verviel-

fachten Beträge sind auf volle Schillingbeträge zu
runden; hiebei sind Beträge unter 50 Groschen
zu vernachlässigen und Beträge von 50 Groschen
und mehr auf einen Schilling zu ergänzen."

11. a) Im § 26 ist ein Abs. 5 mit folgendem
Wortlaut einzufügen:

„(5) Alleinstehenden Müttern, die wegen Be-
treuung ihres Kindes, dessen Geburt Anlaß für
die Gewährung des Karenzurlaubsgeldes war,
keine Beschäftigung annehmen können, weil
erwiesenermaßen für dieses Kind keine Unter-
bringungsmöglichkeit besteht, ist bis zur Voll-
endung des dritten Lebensjahres dieses Kindes
Notstandshilfe zu gewähren, sofern der Anspruch
auf Karenzurlaubsgeld erschöpft ist und, mit Aus-
nahme der Arbeitswilligkeit, die übrigen Voraus-
setzungen für die Gewährung der Notstands-
hilfe erfüllt werden."

b) Die bisherigen Abs. 5 und 6 erhalten die
Bezeichnungen Abs. 6 und 7.

12. Im § 29 Abs. 3 lit. A wird der Satz „Ein
Einkommen des Arbeitslosen aus geringfügiger
oder vorübergehender Beschäftigung ist unter
sinngemäßer Anwendung der Bestimmungen des
§ 12 Abs. 7 anzurechnen." aufgehoben.

13. Im § 29 Abs. 3 lit. A hat der letzte Satz
zu lauten:

„Bei Bezug einer Leistung aus einem der Ver-
sicherungsfälle des Alters aus der Pensionsver-
sicherung nach dem Allgemeinen Sozialversiche-
rungsgesetz, dem Gewerblichen Selbständigen-
Pensionsversicherungsgesetz bzw. dem Bauern-
Pensionsversicherungsgesetz und bei Bezug eines
Ruhegenusses aus einem Dienstverhältnis zu
einer öffentlich-rechtlichen Körperschaft ist Not-
lage nicht anzunehmen."

14. § 32 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Die nach Abs. 1 Versicherten sind bei der
Gebietskrankenkasse ihres Wohnortes versiche-
rungszuständig."

15. Dem § 47 Abs. 1 ist folgender Satz anzu-
fügen:

„Ausfertigungen, die in Lochkartentechnik oder
in einem ähnlichen Verfahren hergestellt werden,
bedürfen weder einer Unterschrift noch einer
Beglaubigung."

16. § 60 Abs. 2 lit. b hat zu lauten:

„b) durch einen Beitrag aus Mitteln des Aus-
gleichsfonds für Familienbeihilfen zum
Karenzurlaubsgeld in der Höhe von
25 v. H. des Gesamtaufwandes (Barleistung
einschließlich der hierauf entfallenden Kran-
kenversicherungsbeiträge) für Karenz-
urlaubsgeld,"
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17. a) Im § 60 wird der Abs. 3 aufgehoben.

b) Der bisherige Abs. 4 erhält die Bezeichnung
Abs. 3.

18. a) Im § 61 Abs. 1 ist nach den Worten
„wobei diese" das Wort „kalendertäglich" einzu-
fügen.

b) Im § 61 Abs. 2 ist nach den Worten „der
jeweils dem" der Ausdruck „30fachen des" ein-
zufügen.

19. a) Im § 61 wird der Abs. 11 aufgehoben.

b) Die bisherigen Abs. 12 und 13 erhalten die
Bezeichnungen 11 und 12.

c) Im Abs. 12 ist der Ausdruck „Abs. 10 bis 12"
durch den Ausdruck „Abs. 10 und 11" zu er-
setzen.

20. Im § 63 Abs. 2 ist der Punkt am Ende des
ersten Satzes durch einen Beistrich zu ersetzen
und der erste Satz wie folgt zu ergänzen: „die
sich nach der Höhe der eingehobenen Beiträge
richtet."

21. Nach § 65 ist ein § 65 a mit folgender
Überschrift und mit folgendem Wortlaut einzu-
fügen :

„ W i n t e r m e h r k o s t e n a u s g l e i c h s -
f o n d s

§ 65 a. (1) Aus den im jeweiligen Bundes-
finanzgesetz für Zuschüsse gemäß § 28 a erster
Satz des Arbeitsmarktförderungsgesetzes vorge-
sehenen Mitteln sind zunächst die bewilligten und
anweisungsreifen Beihilfebegehren abzudecken.

(2) Übersteigen in einem Kalenderjahr die im
Bundesfinanzgesetz für Zuschüsse gemäß § 28 a
erster Satz des Arbeitsmarktförderungsgesetzes
vorgesehenen Mittel den Aufwand für die be-
willigten und anweisungsreifen Beihilfebegehren,
so ist der sich daraus ergebende Differenzbetrag
einem Wintermehrkostenausgleichsfonds zuzu-
führen. Die Überweisung hat zu Lasten des für
Beihilfen gemäß § 28 a erster Satz des Arbeits-
marktförderungsgesetzes vorgesehenen Aus-
gabenansatzes zu erfolgen.

(3) Übersteigt in einem Kalenderjahr der Auf-
wand für die bewilligten und anweisungsreifen
Beihilfebegehren für Zuschüsse gemäß § 28 a
erster Satz des Arbeitsmarktförderungsgesetzes
die hiefür vorgesehenen Mittel, so ist der Bundes-
minister für soziale Verwaltung ermächtigt, un-
beschadet der Bestimmungen des § 51 Abs. 4
des Arbeitsmarktförderungsgesetzes, Mittel des
Wintermehrkostenausgleichsfonds heranzuziehen.

(4) Im jährlichen Bundesfinanzgesetz ist eine
Ermächtigung des Bundesministers für Finanzen

vorzusehen, daß er die Zustimmung zu Über-
schreitungen des Ausgabenansatzes für Zuschüsse
gemäß § 28 a erster Satz des Arbeitsmarktförde-
rungsgesetzes zu Lasten des Wintermehrkosten-
ausgleichsfonds zu geben hat.

(5) Überschreitet der Wintermehrkostenaus-
gleichsfonds die Höhe des durchschnittlichen Auf-
wandes für Beihilfen gemäß § 28 a erster Satz des
Arbeitsmarktförderungsgesetzes der letzten fünf
Jahre, so kann der Bundesminister für soziale
Verwaltung die diesen Betrag übersteigenden
Mittel dem Reservefonds zuführen."

Artikel II

Das Arbeitsmarktförderungsgesetz, BGBl.
Nr. 31/1969, in der Fassung der Bundesgesetze
BGBl. Nr. 173/1973 und BGBl. Nr. 642/1973
(Art. II des Sonderunterstützungsgesetzes) wird
wie folgt geändert:

1. Im § 19 Abs. 1 ist der Punkt am Ende der
lit. k durch einen Beistrich zu ersetzen. Als lit. 1
ist anzufügen:

„1) die Betreuung von Kindern im Zusammen-
hang mit der Beschäftigung von Dienst-
nehmerinnen zu erleichtern."

2. Dem § 20 ist als Abs. 12 anzufügen:

„(12) Beihilfen gemäß § 19 Abs. 1 lit. 1 können
den Beihilfenwerbern als Zuschüsse zu den Kosten
der Betreuung gewährt werden, wenn ihnen
wegen ihrer Betreuungspflichten für Kinder ohne
anderweitige Vorsorge für die Erfüllung dieser
Betreuungspflichten die Aufnahme oder Beibehal-
tung einer Beschäftigung erschwert wäre. Der
Zuschuß kann unter Bedachtnahme auf die per-
sönlichen Verhältnisse des Beihilfenwerbers bis
zur halben Höhe der tatsächlich entstehenden
Kosten, in Fällen eines außergewöhnlich drin-
genden arbeitsmarktpolitischen Erfordernisses bis
zur vollen Höhe dieser Kosten gewährt werden."

3. Der letzte Satz des § 24 Abs. 1 hat zu lauten:

„Übersteigt die Gesamtsumme im Einzelfall
300.000 S, befindet der Bundesminister für soziale
Verwaltung nach Anhörung des Beirates für
Arbeitsmarktpolitik."

4. Nach § 26 a ist als § 26 b einzufügen:

„§ 26 b. (1) Die Schaffung oder Ausstattung
von Kindergartenplätzen kann durch eine finan-
zielle Unterstützung gefördert werden, wenn
eine solche Maßnahme geeignet ist, den im § 19
Abs. 1 lit. 1 umschriebenen Zweck zu erreichen.

(2) Die Vorschriften des § 26 Abs. 2 bis 7
gelten sinngemäß."
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5. Der letzte Satz des § 34 Abs. 1 hat zu
lauten:

„Übersteigt die Gesamtsumme im Einzelfall den
Betrag von 300.000 S, befindet der Bundesmini-
ster für soziale Verwaltung nach Anhörung des
Beirates für Arbeitsmarktpolitik, soweit es sich
um Beihilfen gemäß § 27 Abs. 1 lit. a und b
handelt, im Einvernehmen mit dem Bundes-
minister für Finanzen, dessen Äußerung zur Her-
stellung des Einvernehmens innerhalb von vier
Wochen zu erfolgen hat, andernfalls die Zustim-
mung als gegeben anzunehmen ist."

6. Der Abs. 4 des § 36 hat zu lauten:

„(4) Als Zuschuß kann die Beihilfe
a) zum Ausgleich des Minderertrages einer

produktiven Tätigkeit zur Sicherung der
Beschäftigung von Personen im Sinne des
§ 16 oder

b) zur Abdeckung der Kosten für Arbeiten
oder Arten von Arbeiten, die in von einer
regionalpolitisch unerwünschten Abwande-
rung und von Unterbeschäftigung betrof-
fenen Gebieten durchgeführt werden,

gewährt werden."

7. Der letzte Satz des § 39 Abs. 2 hat zu
lauten:

„In allen anderen Fällen befindet der Bundes-
minister für soziale Verwaltung nach Anhörung
des Beirates für Arbeitsmarktpolitik im Einver-
nehmen mit den Bundesministern für Finanzen
und für Handel, Gewerbe und Industrie, deren
Äußerungen zur Herstellung des Einvernehmens
bei Vorliegen von konjunkturellen oder betrieb-
lichen Schwierigkeiten innerhalb von vier Wochen
zu erfolgen haben, andernfalls die Zustimmung
als gegeben anzunehmen ist."

8. Der letzte Satz des § 51 Abs. 5 wird aufge-
hoben.

Artikel III

Ü b e r g a n g s b e s t i m m u n g e n

(1) Die Bestimmungen des Art. I Z. 5 und 6
finden auf jene Personen keine Anwendung, die
vor dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes

einen Antrag auf Arbeitslosengeld oder Not-
standshilfe bzw. einen Antrag auf eine Leistung
aus einem der Versicherungsfälle des Alters aus
der Pensionsversicherung gestellt haben.

(2) Müttern, die im Zeitpunkt des Inkrafttre-
tens dieses Bundesgesetzes im Bezug des Karenz-
urlaubsgeldes stehen, gebührt die Nachzahlung
des Karenzurlaubsgeldes ab Beginn ihres Karenz-
urlaubsgeldbezuges auf die im Art. I Z. 8 fest-
gesetzten Beträge.

(3) Im übrigen haben jene Leistungsbezieher,
die bereits vor dem Inkrafttreten dieses Bundes-
gesetzes ihren Anspruch auf Leistung aus der
Arbeitslosenversicherung erfolgreich geltend ge-
macht haben und deren Leistungsbezug auf
Grund der Bestimmungen des Art. I eine Minde-
rung erfahren würde, Anspruch auf Leistungen
im bisherigen Ausmaß.

Artikel IV

W i r k s a m k e i t s b e g i n n

Dieses Bundesgesetz tritt mit dem auf die
Kundmachung folgenden Monatsersten in Kraft.

Artikel V

V o l l z i e h u n g

(1) Mit der Vollziehung des Art. I Z. 16
(§ 60 Abs. 2 lit. b) ist der Bundesminister für
Finanzen, mit der Vollziehung der übrigen Be-
stimmungen dieses Bundesgesetzes der Bundes-
minister für soziale Verwaltung betraut.

(2) Mit der Wahrnehmung der sich aus Art. II
Z. 1 bis 7 ergebenden Rechte des Bundes als
Träger von Privatrechten sind betraut:

1. hinsichtlich Art. II Z. 5 (§ 34 Abs. 1) der
Bundesminister für soziale Verwaltung im
Einvernehmen mit dem Bundesminister für
Finanzen,

2. hinsichtlich Art. II Z. 7 (§ 39 Abs. 2) der
Bundesminister für soziale Verwaltung im
Einvernehmen mit den Bundesministern für
Finanzen und für Handel, Gewerbe und
Industrie und

3. hinsichtlich der übrigen Bestimmungen der
Bundesminister für soziale Verwaltung.

Jonas
Kreisky Häuser Androsch Staribacher
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